année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Beziehungen zu internationalen Organisationen
Akteure Minder, Thomas (parteilos/indépendant, SH) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Ammann, Amando

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer Politik: Beziehungen zu
internationalen Organisationen, 2019. Bern: Année Politique Suisse, Institut fur
Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
23.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik 1
Aussenpolitik 1
Beziehungen zu internationalen Organisationen 1

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

ONU Organisation des Nations unies

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Stéanderat Minder (parteilos, SH) reichte im November 2018 eine Motion ein, um
wichtige UNO-Vereinbarungen innerstaatlich demokratisch zu legitimieren. Konkret
beauftragte er den Bundesrat damit eine Verfassungsanderung zu erarbeiten, damit
wichtige politische Vereinbarungen der UNO durch das Parlament genehmigt werden
mussen. Der Motionar beméngelte, dass zahlreiche bindende Beschlisse der UNO, wie
zum Beispiel Anderungen der UNO-Charta oder Resolutionen des Sicherheitsrats, nicht
als volkerrechtliche Vertrage betrachtet werden und daher keiner Genehmigung des
Parlaments bedurfen. Auch die nicht-bindenden Vereinbarungen, Deklarationen und
Resolutionen, welche langfristig das volkerrechtliche Gewohnheitsrecht beeinflussen
wirden, wirden dem Parlament nicht vorgelegt.

Der Bundesrat anerkannte die fehlende innenpolitische Legitimation derartiger
Geschafte, empfahl aber, den Bericht des Postulats der APK-SR zum Miteinbezug des
Parlaments im Soft-Law-Bereich (vgl. dazu auch die im Nationalrat angenommene
Motion 18.4113) abzuwarten und beantragte deshalb die Ablehnung der Motion.

In der Frihlingssession 2019 wurde die Motion im Stédnderat mit 32 zu 6 Stimmen (bei
einer Enthaltung) abgelehnt. '

Unter dem Titel «Schweizer Sitz im UNO-Sicherheitsrat. Einbezug des Parlamentes»
wollte die APK-SR mittels eines Postulats den Bundesrat mit der Erarbeitung eines
Berichts bis Mitte 2020 beauftragen. Darin soll dargelegt werden in welcher Form und
mit welchen Instrumenten der Bundesrat plant, das Parlament wahrend des Schweizer
Einsitzes im UNO-Sicherheitsrat miteinzubeziehen. Das Anliegen der APK-SR kam im
September 2019 in den Stéanderat. Im Plenum dusserte sich Stdnderat Minder (parteilos,
SH) kritisch zum voraussichtlichen Involvement der Schweiz, da er beflirchtete, dass die
Schweiz durch Ausserungen zu zwischenstaatlichen Konflikten ihre Neutralitéat
gefahrden wirde. Hinzu kdme die hohe Frequenz an Resolutionen des Sicherheitsrates,
Uber die man weder die APK, geschweige denn das Parlament, fruhzeitig genug
informieren kénne, um einen effektiven Miteinbezug zu garantieren.

Der in der Debatte anwesende Bundesrat Cassis betonte, dass die Wahl in den UNO-
Sicherheitsrat erst fur 2022 angesetzt sei. Der Einsitz im Sicherheitsrat sei fur die
Schweiz ein Novum, daher mlsse man sich fortlaufend Gedanken machen, wie das
Parlament beteiligt werden kdnne. Die Frage, wie die Rolle des Miliz-Parlaments in der
immer schneller und flexibler werdenden internationalen Politik ausgestaltet werden
solle, werde auch in der zukinftigen Legislatur ein Thema sein. Bisherige Vorschlage
seien beispielsweise die Einrichtung einer Begleitdelegation oder regelmassige
Berichterstattung durch die Prasidenten der Aussenpolitischen Kommissionen. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats und der Stéanderat folgte diesem
Antrag oppositionslos. ?

1) AB SR, 2019, S. 149 ff.
2) AB SR, 2019, S. 725 ff.
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